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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

wie Sie sicherlich über die Medien erfahren haben, führte der 

Deutsche Bundestag diese Woche eine Orientierungsdebatte zur 

Kostenübernahme bei vorgeburtlichen genetischen Tests der 

gesetzlichen Krankenkassen nach erfolgter individueller 

Risikoabschätzung. Ich stehe entschlossen hinter dieser Idee, da 

durch Bluttests das Risiko für Mutter und Kind im Vergleich zu 

Methoden, wie der Fruchtwasseruntersuchung, erheblich ge-

mindert wird. Mir ist wichtig, dass sowohl das Recht auf Wissen 

als auch das Recht auf Nichtwissen geachtet wird. Es ist die 

höchstpersönliche Entscheidung jeder Frau sich einem solchen 

Test zu unterziehen. 

Eine weitere Orientierungsdebatte führte der Bundestag zur 

„Rolle Europas in einer Welt des Umbruchs“. Ich kann jedem 

empfehlen sich diese auf der Website des Bundestages 

anzuschauen. In turbulenten Zeiten hat sich ein Mehr an Europa 

stets als die bessere Wahl erwiesen und wir sehen aktuell, wie 

einige Politiker sowie Bürgerinnen und Bürger in Großbritannien 

dies schmerzhaft realisieren müssen. Ich glaube, dass die 

meisten Mitbürgerinnen und Mitbürger um die wichtige Rolle 

Europas für  die Zukunft unseres Landes wissen. Am 26. Mai gilt 

es diese Meinung auf den Wahlzettel zu bringen. 

In erster Lesung befanden sich die Bundeswehrmissionen in Mali 

und am Horn von Afrika. Die Missionen sollen um je ein Jahr 

verlängert werden. 

Seit vielen Jahren besucht mich das Berufsbildungszentrum 

Münnerstadt einmal im Jahr im Bundestag. Diesmal diskutierte 

ich mit einer Altenpflege-Klasse den angestrebten Tarifvertrag, 

der hoffentlich bald bundesweit für alle Träger und Betreiber 

verpflichtend sein wird. Für mich steht fest, dass es neben mehr 

Personal auch flächendeckend eine bessere Bezahlung geben 

muss, um in einer älter werdenden Gesellschaft ausreichend 

Arbeitskräfte für dieses Arbeitsfeld zu gewinnen. 

Außerhalb der Plenardebatte nahm ich an einer Podiums-

diskussion der Friedrich-Ebert-Stiftung Brandenburg zum Thema 

„Organspende eine Bürgerpflicht?“ teil.  

Ich wünsche Ihnen und Ihrer Familie ein schönes Wochenende. 

Ihre    
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Statement 
der Woche 
 
 

„Volles Wahlrecht für alle     

Menschen mit und ohne                         

Behinderungen“ 
Forderung der SPD-Bundestagsfraktion in der De-

batte um eine Reform des Wahlrechts. 

  

 
Highlights 

der nächsten Wochen 
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Es ist inzwischen gute Tradition: Einmal im 
Jahr besucht mich das BBZ Münnerstadt im 
Bundestag. Diesmal diskutierte ich mit einer 
Altenpflege-Klasse u.a. über den kommen-
den Tarifvertrag für die Altenpflege, der 
hoffentlich bald künftig bundesweit für alle 
Träger und Betreiber verpflichtend sein 
wird. Schließlich ist und bleibt klar, um in ei-
ner älter werdenden Gesellschaft genügend 
Arbeitskräfte für dieses relevante Arbeits-
feld zu gewinnen, braucht es neben mehr 
Personal flächendeckend eine bessere Be-
zahlung. Bild: Büro Dittmar 

 

Teilnahme an der Podiumsdiskussion „Or-
ganspende eine Bürgerpflicht“ der Fried-
rich-Ebert-Stiftung Brandenburg am 8. April 
2019 in Potsdam. 

Bild: FES Brandenburg  
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TOP-THEMA 

WAHLAUSSCHLÜSSE 
VON MENSCHEN MIT 
BEHINDERUNG 
WERDEN 
ABGESCHAFFT 

 
Die Koalition wird das inklusive Wahl-

recht einführen. Mit einem Gesetzent-

wurf, den das Parlament am Donners-

tag in erster Lesung beraten hat, soll 

das Bundeswahlgesetz geändert wer-

den. 

 

Im Koalitionsvertrag hatten SPD und 

CDU/CSU vereinbart, den Wahlrechts-

ausschluss von Menschen unter Voll-

betreuung zu beenden. Denn bisher 

blieb es beispielsweise rund 84.000 

Menschen mit Behinderungen in 

Deutschland verwehrt, zu wählen oder 

sich selbst wählen zu lassen. 

 

Das Bundesverfassungsgericht hat mit 

seiner am 21. Februar 2019 veröffent-

lichten Entscheidung diese Wahl-

rechtsausschlüsse für verfassungswid-

rig erklärt. Der generelle Wahlrechts-

ausschluss von Menschen unter Voll-

betreuung ist demnach mit dem Grund-

gesetz unvereinbar. Er verstößt gegen 

den Grundsatz der Allgemeinheit der 

Wahl und gegen das im Grundgesetz 

verankerte Verbot der Benachteiligung 

wegen einer Behinderung. Das Gericht 

erklärte außerdem den Wahlrechtsaus-

schluss der wegen Schuldunfähigkeit 

untergebrachten Straftäter für nichtig. 

 

Mit dem nun vorliegenden Gesetzent-

wurf will die Koalition die verfassungs-

widrigen Wahlrechtsausschlüsse er-

satzlos streichen. Darüber hinaus soll 

die zulässige Assistenz bei der Wahl-

rechtsausübung sowie deren Grenzen 

und strafrechtliche Sicherung geregelt 

werden. Die Neuregelung soll am 1. 

Juli 2019 in Kraft treten. 

 

Kerstin Tack, sozialpolitische Spreche-

rin der SPD-Fraktion, sagt: „Dass die 

Union endlich ihre Blockadehaltung 

aufgegeben hat und wir nun die Ände-

rung des Bundeswahlgesetzes in den 

Bundestag einbringen können, ist 

Grund zur Freude, denn das Wahlrecht 

für Menschen mit Behinderungen muss 

demokratische Selbstverständlichkeit 

sein.“ 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Menschen, für die zur Besorgung aller 

ihrer Angelegenheiten ein Betreuer 

nicht nur durch einstweilige Anordnung 

bestellt ist, sowie wegen Schuldunfä-

higkeit in einem psychiatrischen Kran-

kenhaus untergebrachte Straftäter sol-

len ab Jahresmitte nicht mehr von Bun-

destags- oder Europawahlen ausge-

schlossen werden. 

 

 

 

GESUNDHEIT 

BUNDESTAGSDEBATT
E ZUR 
KOSTENÜBERNAHME 
VON PRÄNATALTESTS 

 
Die Frage, ob vorgeburtliche geneti-

sche Bluttests eine Kassenleistung 

werden sollen, hat am Donnerstagvor-

mittag den Bundestag beschäftigt. Da-

bei machte die Orientierungsdebatte 

deutlich, dass es hierbei um die grund-

sätzliche Frage geht, was uns als Ge-

sellschaft wichtig ist. 

 

Seit mehr als 30 Jahren können 

schwangere Frauen in Deutschland 

eine Fruchtwasseruntersuchung, die 

sogenannte Amniozentese, in An-

spruch zu nehmen, wenn es Unsicher-

heiten über den Gesundheitszustand 

ihres Fötus‘ gibt. Aus dem Fruchtwas-

ser entnommene Zellen werden auf 

mögliche Krankheiten untersucht. Al-

lerdings ist diese Untersuchung nicht 

risikofrei und führt – je nach Studie und 
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in Abhängigkeit vom Alter der Frau – 

bei einem bis zwei Prozent der Unter-

suchten zu einer Fehlgeburt. Zugleich 

ist der Verdacht einer Erkrankung, die 

zur Fruchtwasseruntersuchung führt, in 

vielen Fällen nicht zutreffend. 

 

Daneben gibt es die Möglichkeit eines 

risikofreien und nicht invasiven Blut-

tests zur Untersuchung des geneti-

schen Codes. Allerdings wird dieser 

Pränataltest im Gegensatz zur Amnio-

zentese nicht von den Krankenkassen 

erstattet; die Kosten in Höhe von etwa 

200 Euro müssen von den Schwange-

ren selbst übernommen werden. Die 

Debatte behandelte daher die Frage, 

ob die Kosten für den Bluttest, der drei 

Chromosomen-Veränderungen fest-

stellen kann, künftig bezahlt werden. 

 

Durch die immense Tragweite des The-

mas, welches sowohl sozialpolitische 

Fragen, als auch jene nach gesell-

schaftlicher Inklusion und dem Selbst-

bestimmungsrecht der Frau berührt, 

gab es innerhalb der SPD-

Bundestagsfraktion unterschiedliche 

Bewertungen. 

 

SPD-Gesundheitsexperte Karl Lauter-

bach sagte: „Medizinisch ist der Blut-

test schlicht und ergreifend viel bes-

ser“. Man könne den Test schwange-

ren Frauen nicht vorenthalten, bloß 

weil sie das Geld nicht hätten, so Lau-

terbach. Er machte aber auch deutlich, 

dass er seines Erachtens nach nur bei 

medizinisch indizierten Risikoschwan-

gerschaften zum Einsatz kommen 

sollte. Aufgrund des medizinischen 

Fortschritts und der Entwicklung vieler 

weiterer DNA-Test sei es notwendig, 

ein Gremium aus Soziologinnen und 

Soziologen, Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftlern und Expertinnen und 

Experten einzusetzen, dass sich mit 

den ethischen und gesellschaftspoliti-

schen Aspekten dieser Untersuchun-

gen beschäftigt. 

 

Dass schwangere Frauen auch ein 

Recht auf eine Schwangerschaft ha-

ben, bei der man sich einfach auf sein 

Kind freue, stellte die SPD-

Abgeordnete Dagmar Schmidt heraus. 

Ihrer Ansicht nach lasse sich die Kos-

tenübernahme des Bluttests nicht im 

Sinne einer sozialen Frage debattiere, 

so Schmidt. Stattdessen müsse die 

echte Entscheidungsfreiheit, die dann 

eben das Recht auf Nichtwissen impli-

ziere, ermöglicht werden. 

 

Risikofreiheit vs. Werteentschei-

dung 

 
Die gesundheitspolitische Sprecherin 

der SPD-Fraktion Sabine Dittmar 

stellte in der Debatte die hohe Aussa-

gekraft des Pränataltests und die Risi-

kofreiheit im Vergleich zur Fruchtwas-

seruntersuchung heraus. 

 

Matthias Bartke, Vorsitzender des So-

zialausschusses, hingegen betonte, 

dass 90 Prozent der schwangeren 

Frauen mit der Diagnose Trisomie 21 

(Downsyndrom) die Schwangerschaft 

abbrechen und die Übernahme durch 

die Krankenkassen eine „falsche Wer-

teentscheidung“ sei. 

 

Die SPD-Abgeordnete Hilde Mattheis 

sagte: „Wir haben für eine inklusive Ge-

sellschaft noch viel zu tun. Darum müs-

sen für kämpfen“. Zugleich betonte sie 

jedoch die Erleichterung, die der Blut-

test und seine Aussagekraft für 

schwangere Frauen, Familien und Le-

benspartner mit sich bringe. „Wenn wir 

es ernst meinen mit der Selbstbestim-

mung, dann brauchen wir eine Gesell-

schaft, die das Recht der Frau hoch-

hält“, so Mattheis. 

 

Wie gelingt gesellschaftliche 

Teilhabe? 

 
Dass der Bluttest einen Paradigmen-

wechsel in der Schwangerschaftsvor-

sorge sei, stellte die SPD-Abgeordnete 

Susann Rüthrich heraus. Schließlich 

sei der Bluttest eine Untersuchung, die 

nicht im Interesse des Kindes liege. 

Rüthrich forderte eine individuelle Auf-

klärung vor dem Test, der auch die Fol-

gemaßnahmen der Untersuchung 
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deutlich macht, sowie konkrete medizi-

nische Indikatoren, die dafür Sorge 

trage, dass die Chromosomentestung 

nicht zum Massenscreening führe. 

 

Es sei wichtig allen Frauen die 

Schwangerschaftsbetreuung, die sie in 

Anspruch nehmen wollen, unabhängig 

ihrer finanziellen Situation zu gewähr-

leisten, betonte die SPD-Abgeordnete 

Marja-Liisa Völlers. Gleichzeitig müsse 

man daran arbeiten, dass gesellschaft-

lich die Teilhabe aller gelinge, so Völ-

lers. 

 

„Selten war ich so zerrissen, wie bei 

diesem Thema“, sagte der SPD-

Abgeordnete René Röspel in seinem 

Redebeitrag und fasste damit die un-

terschiedlichen Positionen gut zusam-

men. Röspels letzter Satz kann als ge-

meinsamer Konsens der SPD-

Bundestagsfraktion verstanden wer-

den: „Von dieser Stelle muss die Bot-

schaft ausgehen, dass jeder Mensch 

mit Behinderung einer von uns ist und 

willkommen“. 

 

 

 

EUROPA 

FÜR EIN 
GEMEINSAMES 
EUROPA IN EINER 
WELT DES UMBRUCHS 

 
Über die Rolle Europas hat der Bun-

destag am heutigen Freitag debattiert. 

Bundesjustizministerin Katarina Barley 

(SPD) warb genau wie die sozialdemo-

kratischen Abgeordneten Christoph 

Matschie, Axel Schäfer und Jens Zim-

mermann leidenschaftlich für ein ge-

meinsames Europa als Friedensmacht, 

Brückenbauer und Schutzraum. 

 

Der Wert der Europäischen Union wird 

immer dann besonders deutlich, wenn 

man ihn im Alltag spürt. Genau auf die-

ser persönlichen Ebene setzte Kata-

rina Barleys Plädoyer für ein gemein-

sames Europa an. Die Bundesjustizmi-

nisterin sieht im Fehlen einer positiven 

Verbindung zu Europa einen der 

Hauptgründe für den möglichen Brexit. 

Die Menschen in den landwirtschaftli-

chen geprägten Grafschaften Großbri-

tanniens – etwa in jener, aus der 

Barleys Vater stammt – verständen 

zwar, dass Europa Unternehmen 

schütze, aber sie fragten sich: Was ist 

mit mir, was ist mit uns? 

 

Europa als Ort der Mitbestim-

mung 

 
„Wir brauchen ein Europa, das den 

Menschen vor Ort zeigt, dass es um 

Schutz für sie selbst geht“, sagt die 

Bundesjustizministerin. Um diesen per-

sönlichen Schutz wahrzunehmen, be-

dürfe es eines europaweiten Mindest-

lohns, der Möglichkeit der fairen ge-

werkschaftlichen Mitbestimmung in al-

len EU-Ländern und einer europaweit 

einheitlichen und gerechten Besteue-

rung von Digital-Unternehmen wie 

Google, Amazon und Facebook. 

 

Europa als Friedensmacht 

 
„Es ist so wichtig, dass wir dieses Eu-

ropa zusammenhalten, weil wir es 

brauchen, um den Frieden zu sichern“, 

sagte Barley. Sie verwies auf den erst 

20-jährigen Frieden in Nordirland, der 

durch den EU-Austritt Großbritanniens 

gefährdet sei. „Die Menschen vor Ort 

haben riesige Angst“, so Barley. Sie 

bräuchten ein Europa des Brückenbau-

ens, wie es etwa von Frankreich und 

Deutschland derzeit im UN-

Sicherheitsrat vorgelebt werde. Durch 

den gemeinsamen Vorsitz zweier ehe-

maliger „Erbfeinde“ gelinge es auch, 

Themen wie die nukleare Abrüstung 

auf die Agenda zu setzen, die in den 

Vereinten Nationen seit 2012 nicht 

mehr behandelt worden seien. „Wir 

brauchen diese Brücken für den Frie-

den. Das ist die Kraft von Europa“, 

sagte Barley. 
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Auf die immense historische Leistung, 

die der Aufbau der Europäischen 

Union darstellt, verwies der stellvertre-

tende außenpolitische Sprecher der 

SPD-Bundestagsfraktion Christoph 

Matschie: „Die europäische Union ist 

entstanden, weil der Kontinent vor ge-

waltigen Herausforderungen stand. 

Das war der Beginn eines großen eu-

ropäischen Versöhnungswerks, das 

bis heute anhält.“ Er verwies auf den 

einmaligen Schatz an politischen Er-

fahrungen, über den die Europäische 

Union verfüge und auf dem sie ihre 

künftige Rolle als Schutzraum und Ge-

staltungsmacht aufbauen könne. 

 

Aktuell verschöben sich, sowohl auf 

der Ebene des Welthandels, als auch 

in der Außenpolitik die Gewichte, so 

Matschie. Die Antwort auf den Aus-

bruch neuer Handelskonflikte und die 

Entstehung neuer Machtzentren könne 

nur eine gemeinsame und handlungs-

fähige Außenpolitik und eine starke 

Stimme des gemeinsamen Binnen-

marktes sein. 

 

Europa als Schutzraum 

 
Auch der SPD-Abgeordnete Axel 

Schäfer, Mitglied in der Parlamentari-

schen Versammlung des Europarates, 

betonte die „praktizierte Gemeinsam-

keit“, die sich in den europäischen Gre-

mien offenbare. „Wir machen in Brüs-

sel gemeinsam konkrete Politik“, sagte 

Schäfer. 

 

Dass die Europäische Union auch 

Schutz in Zeiten des digitalen Wandels 

bedeute, stellte Jens Zimmermann, 

Sprecher der Arbeitsgruppe Digitale 

Agenda, heraus. Er verwies dabei auf 

die technologischen Umbrüche, sei es 

durch Entwicklungen im Silicon Valley, 

aber auch in China und Russland, etwa 

durch die versuchte Einflussnahme 

Russlands auf demokratische Struktu-

ren. Es sei eine große Chance, die Ant-

wort auf diese Umbrüche und auch auf 

Fragen zu Urheberrechten und Uplo-

adfiltern gemeinsam zu finden, so Zim-

mermann. Er betonte: „Die Zukunft 

liegt in der Gemeinschaft und nicht im 

Alleingang.“ 

 

 

UMWELT 

„KLIMAKABINETT“ 
TAGT ZUM ERSTEN 
MAL 

 
Um den Klimaschutz in Deutschland 

voranzutreiben, hat am Mittwoch erst-

mals das neu gebildete „Klimakabinett“ 

getagt. Das Gremium aus sechs Minis-

terinnen bzw. Ministern und Bundes-

kanzlerin Angela Merkel (CDU) soll da-

für sorgen, dass die für das Jahr 2030 

angestrebten Klimaziele noch erreicht 

werden. 

 

Zum Klimakabinett gehören neben 

Merkel die Ministerinnen für Umwelt 

und Landwirtschaft sowie die Minister 

für Wirtschaft, Verkehr, Inneres und Fi-

nanzminister Olaf Scholz (SPD), der 

zugleich stellvertretender Vorsitzender 

des Klimakabinetts ist. Die Koalition 

will bis Jahresende Maßnahmen be-

schließen, um die für 2030 gesetzten 

Klimaschutzziele zu erreichen. 

 

Bundesumweltministerin Svenja 

Schulze (SPD) kündigte an, für das Kli-

makabinett werde es „keine Sommer-

pause geben – wir werden durchta-

gen“. Am Mittwoch sei ein „fester Fahr-

plan“ vereinbart  worden, der festlege, 

„wer wann genau berichten wird“. 

Schulze betonte, „jeder einzelne Minis-

ter, jede einzelne Ministerin“ sei nun 

dafür verantwortlich, „die Vorschläge 

auch wirklich auf den Tisch zu legen“.  

 

SPD-Fraktionsvize Matthias Miersch 

verlangt nach schnellem Handeln: 

„Kanzlerin Merkel muss die Bremser in 

den Reihen der CDU/CSU auf Kurs 

bringen“. 

 

Die SPD-Bundestagsfraktion unter-

stützt die Arbeit des Klimakabinetts 
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ausdrücklich. Sie erwartet von allen be-

teiligten Ministerien, dass sie in den 

kommenden Wochen darlegen, wie die 

CO2-Einsparziele für die Sektoren 

Energiewirtschaft, Industrie, Gebäude, 

Verkehr und Landwirtschaft erreicht 

werden können. Der Entwurf für ein Kli-

maschutzgesetz liegt vor und muss 

nun zügig beschlossen und ins Gesetz-

gebungsverfahren eingebracht wer-

den. Die Zeit drängt. 2019 muss das 

Jahr des Klimaschutzes werden. 

 

Zum Hintergrund: 

 
2015 haben sich in Paris sowohl 

Deutschland als auch rund 200 weitere 

Staaten einem völkerrechtlich verbind-

lichen Klimaabkommen zur Begren-

zung der Erderwärmung auf zwei Grad 

Celsius, wenn möglich sogar auf 1,5 

Grad Celsius verpflichtet. Bis 2030 soll 

der Treibhausgasausstoß hierzulande 

um 55 Prozent, bis 2050 um 80 bis 95 

Prozent reduziert werden. 

 

So kann Deutschland seinen notwendi-

gen Beitrag für den Klimaschutz leis-

ten, um die globale Erderwärmung zu 

begrenzen. In den Koalitionsverhand-

lungen haben die Sozialdemokratinnen 

und Sozialdemokraten darauf gedrun-

gen, dass diese Ziele verbindlich um-

gesetzt werden müssen. Darum hat 

das Bundesumweltministerium ein Kli-

maschutzgesetz vorgelegt, das die 

Ziele rechtlich verbindlich verankert. 

 

 

 

AUSSEN 

BUNDESWEHREINSÄT
ZE SOLLEN 
VERLÄNGERT 
WERDEN 

 
Am Donnerstag hat das Parlament drei 

Anträge der Bundesregierung beraten, 

mit denen Einsätze der Bundeswehr im 

Ausland verlängert werden sollen. 

MINUSMA-Mission in Mali 

 
Mali ist Kernland der Sahelzone und 

spielt damit eine Schlüsselrolle für Sta-

bilität und Entwicklung der gesamten 

Sahel-Region, nicht zuletzt aufgrund 

von grenzüberschreitenden Herausfor-

derungen wie Terrorismus und irregu-

lärer Migration. 

 

Die Stabilisierung Malis ist ein Schwer-

punkt des deutschen Engagements in 

der Sahel-Region und ein wichtiges 

Ziel der Afrikapolitik der Bundesregie-

rung. Die VN-Mission MINUSMA hat 

dabei eine Schlüsselfunktion. 

 

Zu den Kernaufgaben des deutschen 

Engagements in Mali gehört, die Ver-

einbarungen zur Waffenruhe und die 

vertrauensbildenden Maßnahmen zwi-

schen den Konfliktparteien sowie die 

Umsetzung des Friedensabkommens 

zu unterstützen und die Sicherheit, 

Stabilisierung sowie den Schutz von Zi-

vilpersonen zu fördern. 

 

Die malische Regierung treibt die Um-

setzung des Friedensabkommens in 

letzter Zeit deutlicher voran und geht 

auch politische Reformen an. Im Zent-

rum des Landes unternimmt sie ernst-

hafte Bemühungen, ethnische Kon-

flikte einzudämmen – was allerdings 

bisher noch nicht zu einer grundlegen-

den Verbesserung der Sicherheitslage 

geführt hat.  

Mit dem Antrag der Bundesregierung 

soll die deutsche Beteiligung an 

MINUSMA bis zum 31. Mai 2020 ver-

längert werden. Die personelle Ober-

grenze bleibt unverändert bei 1100 

Soldaten. 

 

Ausbildungsmission in Mali 

 
Ebenfalls beraten wurde der Antrag der 

Bundesregierung zur Fortsetzung der 

Beteiligung an der Militärmission der 

EU zur Ausbildung der malischen 

Streitkräfte (EUTM Mali). 

 

Das Ziel der Trainings- und Beratungs-
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mission EUTM Mali ist es, die mali-

schen Streitkräfte, und künftig auch er-

gänzend die gemeinsame Einsatz-

truppe der G5 Sahel-Staaten, in die 

Lage zu versetzen, selbst für die Si-

cherheit in der Region zu sorgen. 

 

Der Fokus der Mission verlagert sich 

perspektivisch stärker auf Beratung. 

Der Bereich militärische Grundlagen-

ausbildung wird daher schrittweise in 

malische Verantwortung übergeben. 

 

Die Mission soll noch konsequenter als 

bisher Multiplikator- und Schlüsselper-

sonal ausbilden und parallel an einer 

weiteren Verstetigung der Beratung 

und Ausbildung an malischen Militär-

schulen arbeiten. So wird das derzei-

tige und zukünftige malische militäri-

sche Führungspersonal insbesondere 

in den Bereichen humanitäres Völker-

recht, Schutz der Zivilbevölkerung und 

Menschenrechte aus- und fortgebildet. 

 

Deutschland hat am 12. November 

2018 erneut den Dienstposten des Mis-

sionskommandeurs von EUTM Mali 

übernommen und unterstreicht damit 

die Bereitschaft, Führungsverantwor-

tung in einer EU-Mission zu überneh-

men.  

Auch kommt darin die große Bedeu-

tung der Region für die deutsche Au-

ßen- und Sicherheitspolitik zum Aus-

druck.  

 

Die Personalobergrenze ist mit 350 un-

verändert. Das ist erforderlich, um die 

mit dem Dienstposten des Missions-

kommandeurs EUTM Mali verbunde-

nen Auf-gaben ohne Einschränkungen 

erfüllen zu können, und weil die darauf-

folgende österreichische Führung der 

Mission von Juni 2019 an nur mit deut-

scher personeller Unterstützung um-

setzbar ist. Das Mandat soll bis zum 

31. Mai 2020 verlängert werden. 

 

EU-Operation ATALANTA 

 
Die Piraterie am Horn von Afrika ist in 

den vergangenen Jahren mit einem 

wesentlichen Beitrag der Operation 

ATALANTA zurückgedrängt worden. 

Die verantwortlichen kriminellen Netz-

werke sind aber weiterhin intakt. Es 

kommt immer noch vereinzelt zu An-

griffen von Piraten auf kommerzielle 

Schiffe, zuletzt am 16. Oktober 2018. 

 

Die Hauptaufgabe der Operation, der 

Schutz der Schiffe des Welternäh-

rungsprogramms der Vereinten Natio-

nen, bleibt damit weiterhin bestehen. 

Darüber hinaus wirken der anhaltende 

Konflikt in Jemen und die Bedrohung 

durch islamistisch geprägte Terror-

gruppen, vor allem Al Shabaab, desta-

bilisierend. 

 

Zusätzliche Probleme für Somalia ber-

gen rivalisierende Interessen und Ein-

flussnahme externer Akteure aus der 

Region bzw. den arabischen Golfstaa-

ten. Die ebenfalls in diesem Zusam-

menhang zu beobachtende Zunahme 

krimineller Aktivitäten im Seegebiet am 

Horn von Afrika hat negative Auswir-

kungen auf die Sicherheitslage. 

 

Die fortgesetzte maritime EU-Präsenz 

am Horn von Afrika leistet darum auch 

über die Bekämpfung der Piraterie hin-

aus einen wesentlichen Beitrag zur Si-

cherheit und Stabilität in der Region. 

 

Der Antrag der Bundesregierung sieht 

vor, die Beteiligung bewaffneter deut-

scher Streitkräfte an ATALANTA bis 

zum 31. Mai 2020 zu verlängern. Die 

Anpassung des Fähigkeits- und Kräf-

tebedarfs der EU bietet Deutschland 

die Möglichkeit, die Personalober-

grenze von 600 auf 400 Soldatinnen 

und Soldaten zu reduzieren, ohne dass 

es zu Einschränkungen bei der Man-

datserfüllung kommt. Trotzdem bleibt 

Deutschland einer der Haupttruppens-

teller. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Die Bundesregierung beantragt drei 

Verlängerungen von Auslandseinsät-

zen der Bundeswehr. Die Truppen-

stärke wird beibehalten bzw. sogar re-

duziert. 
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ARBEIT 

BESSERER ZUGANG 
ZUM SOZIALSCHUTZ 
FÜR ARBEITNEHMER 
UND 
SELBSTSTÄNDIGE 

 
Am Donnerstag hat der Bundestag in 

2./3. Lesung einen Gesetzentwurf der 

Bundesregierung für eine Empfehlung 

des Europäischen Rates zum Zugang 

zum Sozialschutz für Arbeitnehmerin-

nen, Arbeitnehmer und Selbstständige 

beschlossen. Der Gesetzentwurf steht 

für ein soziales und solidarisches Eu-

ropa. Er schafft die Grundlage dafür, 

dass der deutsche Vertreter im Rat 

dem Vorschlag des Rates zustimmen 

darf. 

Mit diesem Vorschlag soll den EU-

Mitgliedstaaten empfohlen werden, 

Selbstständigen und Beschäftigten in 

so genannten atypischen Arbeitsver-

hältnissen die Möglichkeit zu bieten, 

den Sozialversicherungssystemen bei-

zutreten. 

 

Es gilt Maßnahmen zu treffen, damit 

sie angemessene Sozialschutzansprü-

che aufbauen und nutzen können und 

die Übertragung von Sozialversiche-

rungsansprüchen zwischen Systemen 

zu erleichtern. 

 

Außerdem sollen Sozialversicherungs-

systeme und -rechte transparenter ge-

macht werden. Insbesondere geht es 

hier um den Sozialversicherungs-

schutz bei Arbeitslosigkeit, Krankheit 

und die Bereiche Gesundheitsfürsorge, 

Mutterschaft oder Vaterschaft, Arbeits-

unfälle und Berufskrankheiten, Behin-

derung und Alter. 

 

Jeder EU-Mitgliedstaat soll den Zu-

gang zum Sozialschutz im Einklang mit 

ihrer nationalen Zuständigkeit eigen-

ständig ausgestalten. Die Ratsempfeh-

lung ist rechtlich nicht bindend. Für 

Deutschland ergibt sich daraus keine 

Handlungsverpflichtung. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Per Gesetz hat der Bundestag eine 

Empfehlung des Europäischen Rates 

angenommen, wonach alle Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmer, unabhän-

gig von der Art und Dauer ihres Be-

schäftigungsverhältnisses, aber auch 

Selbständige das Recht auf angemes-

senen Sozialschutz haben. 

 

 

 

ILO-ABKOMMEN ZUR 
BEKÄMPFUNG VON 
ZWANGSARBEIT 

 
Der Bundestag hat am Donnerstag in 

2./3. Lesung einen Gesetzentwurf ver-

abschiedet, der die Voraussetzung zur 

Ratifizierung des Protokolls der Inter-

nationalen Arbeitsorganisation (ILO) 

vom 11. Juni 2014 schafft. 

 

Das völkerrechtlich bindende Protokoll 

verpflichtet die Mitgliedstaaten der ILO 

zur Prävention und strafrechtlichen 

Verfolgung, zum Opferschutz und Op-

ferentschädigung, um Zwangsarbeit 

und damit Menschenhandel effektiv zu 

bekämpfen. 

 

Ziel ist es, die aktuelle Bedeutung des 

Übereinkommens Nr. 29 der Internatio-

nalen Arbeitsorganisation zu unter-

streichen und zwischenzeitlich entstan-

dene Regelungslücken zu schließen. 

Insbesondere wird der Menschenhan-

del zum Zwecke der Arbeitsausbeu-

tung als eine wesentliche Form der 

Zwangsarbeit anerkannt. 
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ENERGIE 

NEUREGELUNGEN 
VON 
STROMSTEUERBEFREI
UNGEN 

 
Diese Woche hat das Parlament in 

2./3. Lesung das Gesetz zur Neurege-

lung von Stromsteuerbefreiungen so-

wie zur Änderung energiesteuerrechtli-

cher Vorschriften beschlossen. 

 

Es geht darum, Strom aus Erneuerba-

ren Energien (EE) im Sinne der Ener-

giewende weiterhin steuerlich fördern 

zu können. Anlass der Gesetzesände-

rungen ist es, die Stromsteuerbefrei-

ung von Ökostrom mit dem EU-

Beihilferecht in Einklang zu bringen. 

Andernfalls könnten die Befreiungen 

von der Stromsteuer für EE-Strom nicht 

mehr gewährt werden. 

 

Strom aus mehr als zwei Megawatt 

großen EE-Anlagen, der zum Eigen-

verbrauch verwendet wird, bleibt steu-

erfrei. Auch bei Anlagen mit einer Er-

zeugungsleistung unter zwei Megawatt 

bleibt die Steuerbefreiung weiterhin er-

halten. Dabei gilt einschränkend, dass 

es sich ausschließlich entweder um 

EE-Strom oder um Strom aus hocheffi-

zienter Kraft-Wärme-Kopplung han-

delt. 

 

Im privaten Bereich wird der zur Eigen-

nutzung erzeugte Strom aus Erneuer-

baren Energien, beispielsweise er-

zeugt durch eine Photovoltaikanlage 

auf dem Hausdach, damit weiterhin 

von der Stromsteuer befreit sein – und 

zwar grundsätzlich ohne Formalitäten 

und Verpflichtungen gegenüber der 

örtlichen Zollverwaltung, die für die Er-

laubnis für sogenannte Eigenerzeuger 

zuständig ist. 

 

 

 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Per Gesetz sollen vorrangig die 

Stromsteuerbefreiungen für Strom, der 

aus erneuerbaren Energieträgern (EE) 

und in sogenannten Kleinanlagen er-

zeugt wird, im Einklang mit dem EU-

Beihilferecht neu ausgestaltet werden. 

Strom aus mehr als zwei Megawatt 

großen EE-Anlagen, der zum Eigen-

verbrauch verwendet wird, bleibt steu-

erfrei. 

 

 

 

INNERES 

ZUGANG ZU 
DIGITALEN 
VERWALTUNGSLEISTU
NGEN 

 
Donnerstag hat der Bundestag per Ge-

setz die Einführung einer Karte für Uni-

onsbürgerinnen und -bürger sowie Bür-

gerinnen und Bürger des Europäischen 

Wirtschaftsraums mit einer Funktion 

zum elektronischen Identitätsnachweis 

beschlossen. Damit setzt die Koalition 

einen weiteren Schritt in Richtung digi-

taler Verwaltung um. 

 

Schon heute ermöglicht die Online-

Ausweisfunktion des deutschen Perso-

nalausweises eine einfache und si-

chere Identifizierung im Internet. Der 

Ausweis kann einfach auf ein Lesege-

rät (etwa ein Smartphone) gelegt wer-

den, um sich mittels PIN online zu iden-

tifizieren. Dadurch können die Bürge-

rinnen und Bürger schon heute bei-

spielsweise online ein Führungszeug-

nis beantragen oder eine Steuererklä-

rung abgeben. Der Gang zur Behörde 

bleibt ihnen dadurch erspart. 

 

Mit der Einführung eines elektroni-

schen Identitätsnachweises für Bürge-

rinnen und Bürger der Europäischen 

Union und des Europäischen Wirt-

schaftsraums erhalten auch sie die 

Möglichkeit, auf die Funktionalität der 
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Online-Ausweisfunktion zugreifen zu 

können. Auf der sogenannten eID-

Karte, die freiwillig beantragt werden 

kann, sind die Basisdaten einer Person 

gespeichert, die für Online-Behörden-

kontakte notwendig sind. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Mit der Einführung eines elektroni-

schen Identitätsnachweises für Bürge-

rinnen und Bürger der Europäischen 

Union und des Europäischen Wirt-

schaftsraums erhalten auch sie die 

Möglichkeit, auf die Funktionalität der 

Online-Ausweisfunktion zugreifen zu 

können. 
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